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1. PROBLEMSTELLUNG

Eine effiziente Bemessung der Bauzonengrösse hat nicht nur 
den Zweck, die Forderungen des Bundesgesetzes über die 
Raumplanung zu erfüllen, sondern dient auch dazu, die Hortung 
von Boden zu bekämpfen und der Gemeinde Kosten für die 
Finanzierung der Basiserschliessung von Grundstücken, die in den 
nächsten 15 Jahren unbebaut bleiben, zu ersparen.

Im Vergleich zum gesamtschweizerischen Durchschnitt verfügt 
der Kanton über zuviel Bauland (im Zonennutzungsplan erfasste 
Grundstücke) pro Einwohner. Doch nicht alle Grundstücke, die 
in einer Bauzone liegen, sind verfügbar. Die Zuweisung als 
Bauland genügt nicht, damit das Grundstück auch bebaut wird. 
1989 lag der kantonale Durchschnitt bei 580 m2/Einw., das 
schweizerische Mittel dagegen bei 373 m2/Einw. 1998 war der 
kantonale Durchschnitt immerhin auf 484 m2/Einw. gesunken. Die 
Bemühungen des Kantons um die flächenmässige Reduktion der 
Bauzonen gehen in die richtige Richtung und sind weiterzuführen, 
um sich dem schweizerischen Duchschnitt weiter anzunähern.

Mit der neuen vom Kanton gewählten Methode wird der 
Siedlungsbedarf für die nächsten 15 Jahre auf der Grundlage der 
tatsächlich bebauten Grundstücke ermittelt. Davon abgesehen, 
dass diese Methode praktischer und transparenter ist, bietet sie 
den Vorteil, die Dichte der Bauzone nicht festzulegen. So haben 
die Gemeinden ein Interesse, die Baudichte zu erhöhen, denn 
je mehr sie diese erhöhen, desto mehr Einwohner können sie 
aufnehmen.

2. GRUNDSÄTZE

ZIELE DER KANTONALEN POLITIK

Die Ziele des Kantons für den Sachbereich beruhen vor allem auf 
folgenden Leitlinien und Zielen der Raumplanung:
· Optimale Nutzung der bestehenden Infrastrukturen.

· Konzentration der Bemühungen zur Entwicklung auf die dazu 
geeignete Standorte.

Das Thema Siedlung und Bewirtschaftung der Bauzone auf lokaler 
Ebene ermöglicht die Bodennutzung zu rationalisieren, diesen 
Leitideen und Zielen zu entsprechen und den Gemeinden die 
Möglichkeit zu geben, ihre Bauzone wirksam zu bewirtschaften 
und ihre Entwicklung besser zu lenken.

GRUNDSÄTZE ZUM STANDORT

Um die Verfügbarkeit von Bauland zu erhöhen, können die 
Gemeinden von den Eigentümern den Abschluss von Verträgen 
verlangen, in denen diese sich verpflichten, innerhalb eines 
bestimmten Zeitraums zu bauen. Die Gemeinde könnte sich 
vertraglich ein Kaufrecht für das Grundstück sichern, falls dieses 
nicht auf den Markt gebracht oder in den nächsten 15 Jahren 
bebaut wird. Diese Vorgehensweise wird bereits von einigen 
Schweizer Gemeinden praktiziert.

Mitwirkende Stellen

TBA, VEA, AfU, GemA, RA und 
BRPA

Verwaltungspraxis

Neue Ziele der kantonalen 
Politik

Neue Grundsätze und 
Massnahmen für die Umsetzung

Keine kantonale Studie 
erforderlich

Neue Auswirkungen auf die 
Ortsplanung

Neue Aufgabenverteilung

Rechtlicher Rahmen

Neue eidgenössische oder kanto-
nale Gesetzesgrundlage seit dem 
alten kantonalen Richtplan



B S. 2   

3 .  B e s i e d l u n g  u n d  B e w i r t s c h a f t u n g  d e r  B a u z o n e  a u f  l o ka l e r  E b e n e

01.07.2002

3 .  B e s i e d l u n g  u n d  B e w i r t s c h a f t u n g  d e r  B a u z o n e  a u f  l o ka l e r  E b e n e

B S. 3   01.07.2002

4. UMSETZUNG

AUSWIRKUNGEN AUF DIE PLANUNGSINSTRUMENTE

Ortsplanung

Revisionsprogramm

Dieses Programm ist bei jeder Totalrevision der Ortsplanung 
erforderlich. Sie legt den allgemeinen Rahmen der Revision, 
die zu lösenden Probleme, die Modalitäten für die Information 
und Mitwirkung der Bevölkerung sowie den Terminplan der 
verschiedenen Ausführungsphasen fest.

Hinsichtlich der Besiedlung und Bewirtschaftung der Bauzone 
wird der Faktor, der einer Gemeinde für die Bemessung der 
Bauzonengrösse gemäss den definierten Kriterien zugeteilt wird, 
unter dem Thema «Siedlungskonzept und Kriterien zur Bemessung 
der Bauzonengrösse» festgelegt.

Das folgende Beispiel zeigt, wie die geschätzte Fläche der für 
die nächsten 15 Jahre benötigten unbebauten Baulandreserven 
berechnet wird.

Die Zahl, die der geschätzten Fläche der Baulandreserven ent-
spricht, kann auf der Grundlage eines Vergleichs mit der Zahl der 
während der letzten 15 Jahre gebauten Wohnungen angepasst 
werden, damit die Gemeinden, die ihre Baudichte erheblich 
erhöht haben, nicht benachteiligt werden.

Dieses Dokument ist in einem Zeitraum von zehn Jahren nach 
Genehmigung des kantonalen Richtplans oder bei jeder wesent-
lichen Erweiterung der Bauzone zu erstellen.

Dieses Programm soll des weiteren zur Überprüfung dienen, ob die 
anderen Raumplanungsbereiche in der betreffenden Ortsplanung 
gemäss dem neuen kantonalen Richtplan behandelt wurden.

Richtplan der Bodennutzung

Dieser Plan legt langfristig, d. h. über die nächsten 15 Jahre 
hinaus, die Richtlinien für die Siedlungsplanung fest. Die Ausrichtung 
der Besiedlung ist räumlich bestimmt, ohne notwendigerweise 
genaue Grenzlinien anzugeben. In diesem Dokument können 
Grundstücke bezeichnet werden, selbst wenn die Eigentümer 
nicht planen, sie in den nächsten 15 Jahren zu überbauen. Die 
Besiedlung ist gemäss den Grundsätzen zum Standort festgelegt. 
Die langfristige Entwicklung wird auf diese Weise auf die aus 
strategischen Gründen gewählten Sektoren ausgerichtet.

Zonennutzungsplan

Der Zonennutzungsplan legt die Grösse und Dichte der in den 
nächsten 15 Jahren zu bebauenden Zone fest. Die Bauzone wird 
bestimmt durch:
· die im Richtplan der Bodennutzung festgelegten Optionen.

· die neue Berechnung der Zonengrösse.

· die Beachtung der vom Kanton festgelegten Grundsätzen 
zum Standort.

Bebaute Fläche in der
Bauzone (m2)

In den letzten 15 Jahren 
bebaute Flächen (m2)

Bemessungsfaktor Geschätzte Fläche der 
benötigten unbebauten
Baulandreserven (m2)

50'000 10'000 1.2 12'000
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· die Verhandlungen mit den Eigentümern, damit diese Zone die 
tatsächlich auf dem Markt verfügbaren Grundstücke oder jene 
Grundstücke enthält, für deren Überbauung in den nächsten 
15 Jahren sich die Eigentümer verpflichtet haben.

· die Übersicht über den Stand der Erschliessung und das 
Erschliessungsprogramm.

Der Begriff der Erschliessung umfasst die Grob- und die 
Feinerschliessung. Die Groberschliessung umfasst:
· Das Hauptstrassennetz:

Hauptstrassen, Sammelstrassen und ihre Verbindung mit dem 
Hauptstrassennetz.

· Die wichtigsten Versorgungsanlagen:

Einrichtungen und Leitungen für Energie, Trinkwasser und 
Löschwasser.

· Das Abwasserleitungs- und Abwasserreinigungsnetz:

Anlagen für die Ableitung, Reinigung und Behandlung von 
Schmutz- und Regenwasser.

· Das Abfallentsorgungsnetz:

Einrichtungen zur getrennten Kehrichtsammlung (z. B. Müll- 
oder Kompostsammelstellen).

Gegebenenfalls:
· Das Hauptnetz für Velo- und Fusswege:

Velo- und Fusswege.

· Das öffentliche Verkehrsnetz:

Anschluss an die öffentlichen Verkehrsmittel, wenn es sich um 
Zonen handelt, die in intensiver Weise dem Wohnen, der 
Arbeit oder dem allgemeinen Interesse dienen.

Die Feinerschliessung verbindet die einzelnen Liegenschaften mit 
der Groberschliessung. Sie umfasst:
· Das Netz der Erschliessungsstrassen und sein Anschluss an 

das übergeordnete Strassennetz.

· Das Abwasserleitungs- und Abwasserreinigungsnetz:

Anlagen für die Ableitung, Reinigung und Behandlung von 
Wasser (Leitungen, Kanalisationen, Rückhaltebecken).

· Eventuelle Einrichtungen zur getrennten Kehrichtsammlung.

· Das Versorgungsnetz:

Leitungen für Energie, Trinkwasser und Löschwasser, welche 
die Bauten mit dem Hauptnetz verbinden.

· Das Quartiernetz für Velo- und Fusswege.

Übersicht über den Stand der Erschliessung

Die Übersicht präsentiert die Bauzone nach folgender 
Aufteilung:
· Überbaute oder weitgehend überbaute Gebiete:

Bereits überbaute Parzellen oder als voll erschlossen betrachtete 
Parzellen, die zum Siedlungsgebiet gehören.

· Baureife Gebiete:

Parzellen mit gebauter Groberschliessung. Die Feinerschliessung 
ist im Bau oder ist ebenfalls gebaut. Mögliche Detailbebauungs-
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pläne (DBP) oder Detailerschliessungspläne (DEP) sind geneh-
migt, und die Baugenehmigung kann erteilt werden.

· Gebiete, die in den nächsten 5 Jahren baureif sind:

Parzellen, deren Grob- und Feinerschliessung in den nächsten 
5 Jahren zu leisten ist. Mögliche DBP und DEP werden studiert. 
Eine Baugenehmigung kann nach Genehmigung der DBP und 
nach Abschluss der Erschliessungsarbeiten erteilt werden.

· Gebiete, die später als in 5 Jahren baureif sind:

Parzellen, deren Groberschliessung noch nicht abgeschlossen 
ist, wobei die Gemeinde den Abschluss später als in den 
nächsten 5 Jahren plant. Eine Baugenehmigung kann erst nach 
Abschluss der Grob- und Feinerschliessung erteilt werden.

· Weitere Gebiete:

Parzellen, die aufgrund ihrer Form, Lage oder Grösse unbe-
baubar sind.

Die Übersicht über den Stand der Erschiessung legt nicht die Bau-
zonengrösse fest. Sie ist ein unentbehrliches Planungsinstrument, um 
die Etappen der Bauzone im Zonennutzungsplan zu festzulegen. 
Sie berücksichtigt die Erschliessungen, die abgeschlossen sind 
oder welche die Gemeinde im Laufe der gesetzlichen Dauer des 
Plans durchzuführen gedenkt.

Erschliessungsprogramm

Dieses Instrument ist vor kurzem in das Bundesgesetz über die 
Raumplanung aufgenommen worden. Es bezweckt, Raumplanung 
und kommunale Finanzplanung miteinander zu verknüpfen.

Es handelt sich um ein Programm, das die Reihenfolge fest-
legt, in der die verschiedenen Teile der Bauzone erschlossen 
werden. Insbesondere hat es für alle zu erschliessenden Zonen 
und Grundstücke die geschätzten Kosten und den Zeitrahmen 
anzugeben, in dem die Gemeinde die notwendigen Einrichtungen 
tatsächlich zu erstellen hat. Falls die Gemeinde die Bauzone nicht 
in dem vorgesehenen Zeitraum erschliesst, hat sie den Eigentümern 
die Erlaubnis zu geben, ihre Grundstücke selbst zu erschliessen 
oder ihr die Erschliessungskosten vorzuschiessen.

Das Erschliessungsprogramm ist Teil der Ortsplanung. Die ver-
schiedenen Realisierungsetappen der Erschliessung können in den 
Zonennutzungsplan aufgenommen werden. Es untersteht demselben 
Genehmigungsverfahren (durch den Gemeinderat) wie die Übersicht 
über den Stand der Erschliessung. Nach seiner Annahme durch 
die Gemeindebehörden kann es von allen Bürgerinnen und 
Bürgern eingesehen werden. Das Erschliessungsprogramm ist 
spätestens für die Schlussprüfung der Ortsplanung zu erstellen. 
Die Gemeinden berücksichtigen es bei der Ausarbeitung ihrer 
Finanzplanung.


